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BERICHTE UND DOKUMENTE

Haben Mieter oder Eigen-
tümer höhere Wohnkosten?

Karin Wagner1

Das Gut „Wohnen“ ist nicht in erster 
Linie Anlageform, sondern Wohnen 
erfüllt ein Grundbedürfnis der Men-
schen und ist somit ein notwendiges 
Gut. Der Einzelne ist in höherem Maße 
auf den Konsum dieses Gutes Woh-
nen angewiesen als bei anderen Gü-
tern. Konsumverzicht oder Verschie-
bung auf einen späteren Zeitpunkt ist 
nicht wirklich möglich. Zudem ist ein 
adäquater Wohnsitz auch eine zent-
rale Voraussetzung für gesellschaftli-
che Teilhabe.2 Gerade wegen dieser 
Sonderstellung ist es nicht möglich, 
allein die Entwicklungen am Immo-
bilienmarkt getrieben durch Angebot 
und Nachfrage wirken zu lassen. Die 
Finanz- und Wirtschaftskrise der ver-
gangenen beiden Jahre machte die 
engen Verknüpfungen des Immobili-
enmarktes mit dem Arbeitsmarkt wie 
auch mit dem Finanzmarkt deutlich.

Politisch brisant sind die Themen 
Wohnen, die daraus erwachsenden 
Wohnkosten und deren Steigerung ge-
rade wegen der Sonderstellung dieses 
Gutes. Die Entwicklung der Wohnkos-
ten ist – besonders auch im Hinblick 
auf die Entwicklung der Einkommen 
– immer wieder Thema öffentlicher 
Diskussionen. Dabei steht auch das 
Richtwertsystem immer wieder im 
Zentrum der Debatten.3

Vor diesem Hintergrund wird in vor-
liegendem Papier auf Mikrodatenba-
sis untersucht, ob die Wohnkosten 
für Eigentümer oder für Mieter höher 
sind. In der Studie geht es nicht um die 
Frage, ob Mieten oder Kaufen der Im-
mobilien günstiger ist, da diese Frage 
seriöserweise nur bei einer konkreten 
Immobilie und nur unter Heranziehung 
etlicher weiterer Faktoren wie Wertzu-
wachs, Abschreibung, gewählte Finan-
zierungsform etc. untersucht werden 
kann. Basis bildet die OeNB-Immobi-
lienvermögenserhebung 2008 zu Im-
mobilienvermögen und -verschuldung 
privater Haushalte (HSHW).4 Weiters 
werden Daten von EU-SILC 2004 und 
2008 (European Community Statistics 
on Income and Living Conditions) von 
Statistik Austria herangezogen.

1. Einleitung

In Österreich werden Immobilien 
von privaten Haushalten hauptsäch-
lich zu Wohnzwecken gehalten, kaum 
als Veranlagungsobjekt. Die Tendenz 
zur Vermietung/Veranlagung ist aller-
dings steigend (beim Zinshaus- und 
Wohnungseigentum). Von allen in der 
OeNB-Immobilienvermögenserhe-
bung 20085 erfassten Wohnimmo-
bilien werden 79% als Hauptwohnsitz 
genützt, 7% als Ferienhaus, und 4% 
werden von Verwandten des Wohn- 
immobilieneigentü mers bewohnt. Doch 
nur 5% der Wohnimmobilien werden 
zu Vermietungszwecken genutzt.6 
Dies dürfte einer der Gründe für die im 
internationalen Vergleich moderaten 
Preisentwicklungen am österreichi-
schen Immobilienmarkt sein.
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2. Ist die Wohnkostenbelastung 
bei Eigentümern oder bei Mietern 

höher?

Vor dem Hintergrund einer Tilgung 
eines beim Erwerb der Immobilie 
aufgenommen Darlehens bei Eigen-
tümern ergibt sich die Diskussion, ob 
sie im Vergleich zu den Mietern mit 
höheren oder niedrigeren monatlichen 
Wohnkosten belastet sind. Dies soll im 
Folgenden näher beleuchtet werden.

Bei der OeNB-Immobilienvermö-
genserhebung 2008 wurden auch Fra-
gen zur Verschuldung aus Immobilien-
besitz und zur Immobilienfinanzierung 
(und daher nur Eigentümern) gestellt.7 

33% der Hauptwohnsitz-Eigentümer 
sind verschuldet. Abbildung 1 zeigt, 
dass bei Eigentümern mit höherem 
Einkommen und Immobilienvermögen 
auch die Verschuldung steigt: Ver-
schuldete Haushalte im 4. Einkom-
mensquartil, die 15% des gesamten 
Immobilienvermögens besitzen, hal-
ten 39% der gesamten aushaftenden 
Wohnbaukredite. Die rechte Abbildung 
zeigt den Anteil am Einkommen, den 
der mittlere verschuldete Haushalt 
(Median) für den Schuldendienst sei-

Abbildung 1: Verschuldete Eigentümerhaushalte im Jahr 2007

Quelle: OeNB-Immobilienvermögenserhebung, Albacete und Wagner (2009).

ner für den Erwerb der Hauptwohnsitz-
immobilie aufgenommenen Kredite 
verwendet. Der Medianhaushalt im 1. 
Einkommensquartil verwendet 50% 
seines Einkommens für den Schulden-
dienst. Dieser Wert sinkt mit höheren 
Einkommensquartil auf 12% im 4. Ein-
kommensquartil.8 

Zur Analyse der Wohnkosten wur-
den zwei Datensätze herangezogen 
– die OeNB-Immobilienvermögens-
erhebung der privaten Haushalte im 
Jahr 2008 und die Daten von EU-SILC 
2008 bzw. von EU-SILC 2004. 

Die Wohnkosten wurden jeweils so-
wohl für Eigentümer wie für Mieter in 
Prozent des verfügbaren Einkommens 
errechnet. Zur Analyse der Wohnkos-
ten gibt es aus der OeNB-Immobilien-
vermögenserhebung 2008 für Mieter 
die Frage nach der Miete inklusive 
Betriebskosten und für Eigentümer 
nach dem Schuldendienst und den Be-
triebskosten.9 Aus den Angaben zum 
Schuldendienst wurde die Schulden-
dienstquote (Schuldendienst relativ 
zu verfügbarem Einkommen) berech-
net. Die Frage, wie viele Eigentümer 
schätzen, dass sie für die von ihnen 
bewohnte Wohnung/Haus bei Vermie-

Schuldendienst ralativ zu verfügbarem
Einkommen je Einkommensquartil

Schuldendienstquote in %
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tung an Miete exklusive Betriebskos-
ten erhalten würden (imputierte Mo-
natsmiete) wurde nicht herangezogen, 
weil zu bedenken ist, dass die Affinität 
des Eigentümers zu seiner Wohnung/
Haus oftmals zu einer Überschätzung 
dieses Wertes führen kann10 und dies 
ja keine tatsächlich zu bezahlenden 
Kosten bei den Eigentümern sind. 
Die Analyse der Wohnkosten wird er-
schwert, da die Betriebkosten (bzw. 
was darunter fällt: Heizung, Verwal-

Tabelle 1: Wohnkostenbelastung bei Mietern und Eigentümern

Quelle: OeNB-Immobilienvermögenserhebung 2008.
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Abbildung 2: Wohnkostenbelastung von Eigentümern und Mietern nach 
Alter

Wohnkostenbelastung1) Wohnkostenbelastung2)

Mieter Anzahl Mittelwert
in %

Median
in %

Eigen-
tümer Anzahl Mittelwert

in %
Median

in %

1. Quartil 261 51,7 38,3 1. Quartil 190 40,1 9,7

2. Quartil 248 28,2 25,8 2. Quartil 239 20,0 6,3

3. Quartil 231 20,7 19,2 3. Quartil 328 14,3 6,1

4. Quartil 162 13,0 12,3 4. Quartil 325 8,5 2,6

Gesamt 902 31,2 24,1 Gesamt 1081 18,8 5,9

1) Mieten inklusive Betriebskosten.
2) Der durchschnittlich im vergangenen Jahr pro Monat geleistete Schuldendienst plus 
die monatlichen Ausgaben für Betriebskosten.

Quelle: OeNB-Immobilienvermögenserhebung 2008.

tungshonorar etc.) bei den Befragten 
sehr unterschiedlich verstanden wer-
den kann. Die Vergleichbarkeit zwi-
schen Mietern und Eigentümern ist 
zudem eingeschränkt, da beim Eigen-
tum nicht nur Schuldendienst, sondern 
weitere Kosten einer Immobilie wie 
Abschreibung, Finanzierungskosten, 
Zinsentgang etc., andererseits aber 
Wertzuwachs berücksichtigt werden 
müssten.

In Tabelle 1 wird deutlich, dass die 
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Wohnkostenbelastung für Mieter hö-
her ist – bei allen Quartilen ist der mitt-
lere Anteil am Einkommen11 bei den 
Mietern mehr als dreimal so hoch wie 
bei den Eigentümern (wobei 90% der 
Eigentümer Hauseigentümer sind).12

Der Unterschied zwischen Eigen-
tümern und Mietern in der Höhe der 
Wohnkosten ist bei den jüngeren Al-
tersgruppen weit geringer als bei den 
älteren (Abbildung 2). Das liegt daran, 
dass bei älteren Eigentümerhaushal-
ten die Höhe der noch aushaftenden 
Darlehen schon geringer ist als bei 
jüngeren bzw. das Darlehen schon 
zurückgezahlt ist. Andererseits sinken 
bei Mietern bis zum Ruhestand die 
Wohnkosten als Anteil am Haushalts-
einkommen und steigen dann, da bei 
älteren Haushalten durch den Pensi-
onseintritt das Einkommen geringer 
wird.

Bei den Eigentümern lässt sich zwi-
schen der Höhe der Wohnkosten und 
dem Wert des Hauptwohnsitzes ein 
positiver Zusammenhang vermuten. 
Dieser zeigt sich tatsächlich auch in 
den Daten: Zwischen Wohnkosten und 
Wert des Hauptwohnsitzes besteht 
ein sehr geringer, aber doch positiver 
Zusammenhang, mit einem Korre-
lationskoeffizienten von 0,0098, der 
bei verschuldeten Eigentümern sogar 
hoch signifikant auf dem 5%-igen Sig-
nifikanzniveau ist mit 0,0465.13

Zwei Drittel der Hauptwohnsitz-Ei-
gentümer sind ohne Schulden. Davon 
sind 44% entschuldet (d. h. sie haben 
einen Kredit aufgenommen gehabt, 
diesen aber in der Zwischenzeit be-
reits zurückgezahlt).

Die Daten von EU-SILC 2008 wurden 
herangezogen, um die aus der OeNB-
Immobilienver mögenserhebung 2008 
gewonnenen Erkenntnisse zu den 
Wohnkosten zu überprüfen und zu un-
termauern. Aus den EU-SILC-Daten 

wurde als Indikator für die Wohnkos-
tenbelastung bei den Mietern ebenfalls 
die Monatsmiete inklusive Betriebs-
kosten herangezogen und für die Ei-
gentümer der durchschnittlich im ver-
gangenen Jahr pro Monat geleistete 
Schuldendienst für einen für den Er-
werb der Wohnung/Haus aufgenom-
menen Kredit plus die monatlichen 
Ausgaben für die Betriebskosten.14 Es 
zeigt sich auch hier das gleiche Bild 
(Tabelle 2): Mieter haben eine höhere 
Wohnkostenbelastung als Eigentümer. 
Die Wohnkostenwerte sind bei den 
OeNB-Daten durchwegs etwas höher 
als die Werte bei den EU-SILC-Daten. 
Das dürfte daran liegen, dass bei der 
Frage nach den Betriebskosten die 
Respondenten Unterschiedliches ver-
standen haben. In den OeNB-Daten 
wurden die Betriebskosten nicht se-
parat erfasst (sondern bei der Analyse 
der Mieter als Differenz bzw. Warm- 
und Kaltmiete errechnet. Bei den Ei-
gentümern wurden sie hingegen als 
Differenz der imputierten Warm- und 
imputierten Kaltmiete errechnet bzw. 
dazugeschätzt).15

Interessant scheint ein genauerer 
Blick auf die Wohnkosten der Mie-
ter, da in Österreich ein ausgepräg-
ter Mietmarkt besteht. Mit 50% der 
befragten Haushalte als Eigentümer 
bildet die OeNB-Immo bilienvermö-
genserhebung den Mietmarkt durch-
aus gut ab:16 Rund ein Drittel (34%) 
sind Mieter einer gemeinnützigen 
Mietwohnung, 26% Mieter einer Ge-
meindewohnung.17 D. h. 60% der Mie-
ter in der Umfrage wohnen in von der 
Gemeinde bzw. vom Land geförderten 
Wohnungen/Häusern. Ein halb so gro-
ßer Anteil der befragten Mieter (30%) 
hat einen privaten Haupt- oder Unter-
mietvertrag. Inhaber eines Fruchtge-
nussrechtes sind 8% der Mieter.

Eine regionale Aufgliederung nach 
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Tabelle 2: Wohnkostenbelastung in Wien und den übrigen Bundesländern

Wohnkostenbelastung in Wien1) Wohnkostenbelastung in den Bundesländern1)

Mieter Anzahl Mittelwert
in %

Median
in % Mieter Anzahl Mittelwert

in %
Median

in %

1. Quartil 91 45,9 37,5 1. Quartil 170 55,0 39,5

2. Quartil 91 26,8 23,6 2. Quartil 158 29,1 27,5

3. Quartil 98 20,3 19,2 3. Quartil 133 20,9 19,2

4. Quartil 68 12,9 19,2 4. Quartil 94 13,1 12,3

Gesamt 348 28,2 22,1 Gesamt 554 33,2 25,6

den Bundesländern zeigt, dass in Wien 
die Miet kostenbelastung niedriger ist 
als in den übrigen Bundesländern.18 

Dieser Unterschied ist in den beiden 
ersten Quartilen deutlicher, in den 
beiden oberen Quartilen besteht qua-
si kein Unterschied. In den Flächen-
ländern ist die mittlere Mietkostenbe-
lastung im 1. Einkommensquartil mit 
einem Anteil der Warmmiete (inkl. Be-
triebskosten) von 40% am Einkommen 
relativ hoch, wobei noch zu bedenken 
ist, dass Wasser und Gas/Strom für 
den Haushalt als Wohnkostenausga-

1) Mieten inklusive Betriebskosten.

Quelle: OeNB-Immobilienvermögenserhebung 2008.

Tabelle 3: Wohnkostenbelastung von geförderten und nicht geförderten 
Mietern

Wohnkostenbelastung

Nicht 
geförderte 

Mieter
Anzahl Mittelwert

in %
Median

in %
Geförderte 

Mieter2) Anzahl Mittelwert
in %

Median
in %

1. Quartil 80 57,0 43,3 1. Quartil 181 49,4 36,4

2. Quartil 87 32,5 29,8 2. Quartil 162 26,0 23,7

3. Quartil 76 22,9 21,7 3. Quartil 155 19,6 18,0

4. Quartil 45 14,2 14,4 4. Quartil 117 12,6 11,9

Gesamt 287 34,9 28,4 Gesamt 615 29,5 22,9

ben hinzukommen (Tabelle 2).
Diese regionalen Unterschiede in 

den Mietkosten haben u. a. einen 
strukturellen Grund: Während in Wien 
54% der befragten Haushalte in einer 
geförderten Wohnung leben,19 sind 
es in den übrigen Bundesländern nur 
23%. 

Differenziert man daher bei der Ana-
lyse der Mietkostenbelastung nach 
geförderten Mietwohnungen /-häusern 
(Gemeindewohnungen, gemeinnützi-
gen Mietwohnungen, Dienstwohnun-
gen und mietfreie Immobilien) und 

1) Mieten inklusive Betriebskosten.       
2) Gemeindewohnung, gemeinnützige Mietwohnung (Genossenschaftswohnung), 
Dienstwohnung, mietfreie Immobilien.

Quelle: OeNB-Immobilienvermögenserhebung 2008.
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Mieten am freien Markt (Haupt- und 
Untermieten), so wird der Förderungs-
effekt deutlich.20 Der Unterschied ist 
durchaus beachtlich: Während laut 
OeNB-Daten nicht geförderte mittlere 
Mieter des ersten Quartils 43% ihres 
Einkommens für die Warmmiete auf-
wenden müssen, sind es bei geförder-
ten Mietverhältnissen der Haushalte 
des ersten Quartils 36% des Einkom-
mens. Der Unterschied besteht auch 
in den oberen Quartilen, wenngleich 
weniger deutlich.

3. Welche Haushalte werden geför-
dert? 

Institutionelle Regelungen und ver-
schiedene wirtschaftspolitische Maß-
nahmen können Fluktuationen der Im-
mobilienpreise auf dem Häusermarkt 
dämpfen. Es gibt viele verschiedene 
Formen der Regulierung in Form von 
z. B. steuerlicher Absetzbarkeit von 
Zinszahlungen bei der Einkommen-
steuer oder Zuschüssen und Förde-
rung von Hypothekardarlehen, Miet-
kostenzuschüssen etc. 

Laut Daten der OeNB-Immobilien-
vermögenserhebung 2008 erhielten 
im Jahr 2007 12% der befragten Mie-
ter einen Mietkostenzuschuss. Weitere 
Maßnahmen der staatlichen Wohn-
bauförderung sind der Bau von Woh-
nungen/Häusern und der gemeinnützi-
ge Wohnungsbau. Vor Kurzem wurde in 
Wien eine Novelle21 des Wohnbauför-
derungs- und Wohnhaussanierungs-
gesetzes (WWFSG) beschlossen, 
laut der die Einkommensgrenzen für 
geförderte Miet- und Gemeindewoh-
nungen angehoben werden. Bisher lag 
sie für einen Zweipersonenhaushalt 
bei einem jährlichen Nettoeinkommen 
von  41.770 EUR (Gemeindewohnun-
gen) bzw. 50.120 EUR (gemeinnützige 
Mietwohnung), künftig soll dieser Be-

trag auf 58.480 EUR erhöht werden. 
Bei Gemeindewohnungen sollen die 
Einkommensgrenzen um 40% hinauf- 
gesetzt werden. Die Öffnung des Ge-
meindebaus für den gehobenen Mittel-
stand soll zu einer besseren sozialen 
Durchmischung führen. Zudem soll 
die Zahl der Wohnungen mit der so-
genannten Superförderung22 erhöht 
werden, und ein leichterer Zugang zu 
Eigenmitteldarlehen und lockerere 
Rückzahlungsbestimmungen dieser 
Darlehen sind geplant.

Laut den Daten der OeNB-Immobili-
envermögenserhebung 2008 erhielten 
immerhin 42% der Eigentümer einer 
Hauptwohnsitzimmobilie beim Kauf 
bzw. bei der Errichtung der Wohnung/
des Hauses Mittel der Wohnbauför-
derung.23 Wohnbauförderungsmittel 
spielen also bei der Finanzierung der 
Immobilie eine wesentliche Rolle: 
Der Anteil der Wohnbauförderung am 
Kaufpreis der Hauptwohnsitzimmo-
bilie beträgt beim durchschnittlichen 
Kreditnehmer 72%, der Medianwert 
ist 29%. Interessant ist auch, dass mit 
steigendem Einkommen die Anzahl 
der Haushalte, die Wohnbauförde-
rungsmittel erhalten haben, steigt. Die 
Förderung bestand großteils (64%) 
aus Darlehen. 33% waren rückzahlba-
re oder nicht rückzahlbare Zins- oder 
Annuitätenzuschüsse.

4. Wer wohnt in Gemeinde-  
oder gemeinnützigen  

Mietwohnungen?

Zu den Gemeindewohnungsmietern 
enthält die OeNB-Immobilienvermö-
genserhebung 2008 einige soziode-
mografische Angaben. 61,3% der be- 
fragten Gemeindewohnungsmieter sind 
aus Wien. Dies ist durchaus plausibel: 
Laut Gebäude- und Wohnungszählung 
2001 von Statistik Austria sind 67% al-
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ler Wohnungen in Wien im Eigentum 
von Bund, Land oder Gemeinde.

Welche Haushalte wohnen nun in 
den Gemeindewohnungen in Öster-
reich? Es sind v. a. jüngere Haushalte 
(48% der Haushalte sind unter 40 Jah-
re alt). 85% haben höchstens Fach- 
oder Berufsschulausbildung. Vom Be-
ruf her sind es verstärkt Angestellte, 
Arbeiter und Pensionisten, die in einer 
Gemeindewohnung wohnen. Fast die 
Hälfte der Haushalte (46%) sind ein-
kommensschwache Haushalte (mit 
einem monatlichen Nettoeinkommen 
unter 1.432 EUR). Die Auswertung 
zeigt, dass in Gemeindewohnungen 
einkommensschwächere Mieter mit 
geringerem Bildungsstand verhältnis-
mäßig stärker vertreten sind als ein-
kommensstärkere und höher gebilde-
te.

Bei den befragten Mietern gemein-
nütziger Mietwohnungen/Genossen-
schaftsmietern wohnen 27% in Wien, 
die restlichen 73% in den übrigen Bun-
desländern. Die Haushalte, die eine 
gemeinnützige Mietwohnung mieten, 
sind etwas höher gebildet (während 
bei den Gemeindewohnungen 26% 
maximal eine Pflichtschuldausbildung 
haben, sind es in den gemeinnützigen 
Mietwohnungen „nur“ 15%). Der Pro-
zentsatz der AHS/BHS-Absolventen 
und der Universitätsabsolventen ist 
23%, verglichen mit 14% bei den Ge-
meindewohnungen. Mieter gemeinnüt-
ziger Mietwohnungen haben zudem 
vergleichsweise ein etwas höheres 
Einkommen als die Gemeindewoh-
nungsmieter.

5. Zusammenfassung und 
Schlussfolgerung

Im vorliegenden Beitrag wurden die 
Wohnkosten der Eigentümer jenen der 
Mieter gegenübergestellt. Dabei zeigt 

sich, dass der mittlere Eigentümer mit 
einem Einkommensanteil von 6% weit 
niedrigere Wohnkosten hat als der 
mittlere Mieter mit 24%. Zudem wurde 
deutlich, dass die Mietkostenbelastung 
in Wien mit einem mittleren Einkom-
mensanteil von 22% niedriger ist als in 
den übrigen Bundesländern mit 26%. 
Im untersten Einkommens quar til ist 
dieser Unterschied noch ausgeprägter: 
Wien 38% im Median verglichen mit 
40% in den übrigen Bundeslän dern. 
Die Mieter einer geförderten Wohnung 
(Gemeindewohnung, gemeinnützige 
Mietwohnung, Dienstwohnung, miet-
freie Immobilien) verzeichneten einen 
geringeren Wohnkostenanteil am Ein-
kommen: 36% im ersten Einkommens-
quartil verglichen mit 43% für Mieter 
nicht geförderter Wohnungen. Der 
Unterschied verringert sich in höheren 
Quartilen.

Die Daten der Immobilienvermö-
genserhebung unterstreichen bzw. bil-
den die Situation des österreichischen 
Mietermarktes gut ab. Eine Analyse 
der soziodemografischen Angaben zu 
Mietern der Gemeindewohnungen und 
gemeinnütziger Mietwohnungen zeigt, 
dass Mieter gemeinnütziger Mietwoh-
nungen etwas höher gebildet sind als 
Mieter einer Gemeindewohnung. Mie-
ter gemeinnütziger Wohnungen haben 
ein etwas höheres Einkommen als die 
Gemeindewohnungsmieter. Die Mi-
krodaten zeigen, dass in den sozial 
geförderten Wohnungen verstärkt ein-
kommensschwächere Haushalte mit 
niedrigerer Bildung wohnen, es aber 
durchaus auch einkommensstärkere 
Haushalte mit höherer Bildung und 
eine gewisse soziale Durchmischung 
gibt. Das liegt daran, dass die soziale 
Bedürftigkeit vor dem Wohnungsein-
zug in eine gemeinnützige Miet- oder 
Gemeindewohnung überprüft wird, die 
Kontrollen der Bedürftigkeit in weiterer 
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Folge bzw. bei Weitergabe von z. B. 
Gemeindewohnungen an die nächste 
Generation weniger streng sind.

Es bleibt abzuwarten, ob allein die 
kürzlich beschlossenen Erhöhungen 
der Einkommensgrenzen für geförder-
te Wohnungen zu einer besseren so-
zialen Durchmischung führen werden.

Bei einer Diskussion über Wohnkos-
ten ist zudem auch zu bedenken, dass 
Gebühren für Abwasser, Strom, Gas 
und Müll in der Vergangenheit ein we-
sentlicher Faktor bei der Teuerung der 
Betriebskosten und damit der Wohn-
kosten der Haushalte waren.

Anmerkungen 

1   Die Autorin dankt Siegfried Zottel für 
wertvolle statistische Unterstützung. 
Die von der Autorin in der Studie zum 
Ausdruck gebrachte Meinung gibt nicht 
notwendigerweise die Meinung der  
Oesterreichischen Nationalbank oder 
des Eurosystems wieder.

2   Schoibl (2008).
3   Zuletzt sind die Mieten für rund 300.000 

Wohnungen, die unter dieses System 
fallen, im April 2010 um 3,75% gestie-
gen. Die Richtwertmieten gelten für 
nach dem 1. März 1994 abgeschlos-
sene Mietverträge in Altbauten, die vor 
1945 errichtet wurden. Das Richtwert-
system macht Zuschläge auf die Richt-
werte auf Basis von Lage oder Ausstat-
tung möglich. Kritisiert wird oft, dass 
die Mietzinsregelungen durch diese Zu- 
und Abschläge unübersichtlich sind.

4   Fessler et al. (2009); Albacete und 
Wagner (2009).

5   Fessler et al. (2009).
6   Albacete und Wagner (2009).
7   Innerhalb des Haushalts wurden die 

Fragen der Erhebung jener Person ge-
stellt, die über die finanziellen Belange 
des Haushalts am besten Auskunft ge-
ben kann. Die Begriffe Besitz und Ei-
gentum werden in Folgenden synonym 
verwendet.

8   Ebd. 74f.
9   Es wurde die Verteilung der Betriebs-

kosten der Haushalte aus EU-SILC 
übernommen und bei den Eigentümern 
für die Haushalte der OeNB-Erhebung 
unterstellt und damit für jene Eigentü-
mer herangezogen, für die es keine An-
gaben zu den Betriebskosten gibt (weil 
eine Differenz der von ihnen geschätz-
ten imputierten Miete ihrer Immobilie 
inklusive und exklusive Betriebskosten 
nicht berechenbar ist).

10   Brandolini und Cannari (1994); Frick 
und Grabka (2002).

11   Die Betrachtung der Medianwerte ist 
sinnvoller, da bei den Eigentümern die 
Situation der Haushalte im 1. Quartil 
sehr heterogen ist (einige Haushalte mit 
geringem Einkommen wohnen in Woh-
nungen mit hohem Wohnstandards, die 
sie durch Erbschaft oder Schenkung 
erhalten haben und führen so zu einer 
Verzerrung des Mittelwerts).

12   Haushalte, die ein HH-Nettoeinkommen 
von 0 angaben, wurden in der Analyse 
weggelassen, da das Verhältnis aus 
Miete und Einkommen bei einem Ein-
kommen von 0 nicht definiert ist.

13   Wobei hier zu bedenken ist, dass der 
Anteil der Eigentümer, der verschuldet 
ist, gering ist. Dies sind zudem eher 
Haushalte mit älteren Personen, bei 
denen die Höhe der noch aushaftenden 
Darlehen schon geringer ist.

14   Beim EU-SILC-Datensatz steht nur das 
Jahreseinkommen eines Haushalts zur 
Verfügung. Dies wurde auf Monatsba-
sis umgerechnet (14 Monatsgehälter). 
Weiters wurden Kategorienantworten 
bei der Variablen zum geleisteten Schul- 
dendienst mit der jeweiligen Klassen-
mitte imputiert.

15   Siehe Anmerkung 8.
16   Der Wert von 50% bezieht sich auf den 

Hauptwohnsitz.
17   Genossenschaftswohnungen wurden 

bei der Gruppe der gemeinnützigen 
Mietwohnungen miterfasst.

18   Wobei in Wien laut Immobilienvermö-
genserhebung das Medianeinkommen 
bei Mietern höher ist als bei Mietern in 
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den übrigen Bundesländern.
19   Es sind hier alle geförderten Wohnun-

gen gemeint – auch jene, bei denen 
das Förderdarlehen bereits getilgt ist. 
Laut Daten von Statistik Austria aus der 
Gebäude- und Wohnungszählung 2001 
sind in Wien 25% der Wohnungen im Ei-
gentum von Bund, Land oder Gemein-
de, in den restlichen Bundesländern 
beträgt dieser Anteil zwischen 1% und 
6% der Wohnungen.

20   Ein bedeutender „Kostentreiber“ könnte 
dabei auch sein, dass bei Wiederver-
mietung im privaten Altbau ein Umstieg 
vom günstigeren Kategoriemietzins auf 
den Richtwertmietzins erlaubt ist; vgl 
GBV (2010).

21   Die neuen gesetzlichen Regelungen 
sind somit seit 18. September 2010 in 
Kraft.

22   Dabei gewährt die Stadt Wien Darlehen 
an den Bauträger, der sich im Gegen-
zug verpflichtet, Wohnungen mit deut-
lich geringerem Finanzierungsbeitrag 
zu vergeben.

23   Wobei der Prozentsatz höher sein dürf-
te. Hier sind die Haushalte erfasst, die 
beim Kauf bzw. der Errichtung der Im-
mobilie eine Wohnbauförderung erhal-
ten haben. Es ist nicht erfasst, wenn im 
Falle einer ererbten Immobilie die El-
tern/Erblasser eine Förderung erhalten 
haben.
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